& Freie
¢ Hansestadt
Bremen

Satzung fiir die Stadtische Sparkasse
Bremerhaven

Inkrafttreten: 05.06.1996

Zuletzt geandert durch: zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12.12.2002
(Brem.GBI. 2003 S. 51)

Fundstelle: Brem.GBI. 1996, 103

aufgeh. durch Einziger Artikel Nr. 1 des Gesetzes vom 25./Mérz 2004 (Brem.GBI. S. 233)

Der Magistrat verkindet die nachstehende von der Stadtverordnetenversammiung
beschlossene Satzung:

A.
Allgemeine Bestimmungen

§1
Name und Sitz, Zweigstellen, Verbandszugehoérigkeit

1. Die fur die Stadt Bremerhavenerrichtete Sparkasse mit dem Sitz in Bremerhaven
fuhrt den Namen

.Stadtische Sparkasse Bremerhaven*

und ein Siegel mit dieser Bezeichnung. Im Geschaftsverkehr kann sie die
Kurzbezeichnung ,Stadtsparkasse Bremerhaven* fihren. Im werblichen und sonstigen
nicht rechtsgeschéatftlichen Bereich kann eine andere Bezeichnung gewahlt werden.

2. Die Sparkasse kann Zweigstellen unter der Bezeichnung ,,Geschéftsstelle” oder
~Sparkasse... (Name der Zweigstelle)* und Annahmestellen sowie besondere
Beratungsstellen allein oder in Zusammenarbeit mit Kooperationspartnern errichten.

3. Die Sparkasse ist Mitglied des Hanseatischen Sparkassen- und Giroverbandes.
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§2
Gewahrtrager, Miindelsicherheit

Die Stadt Bremerhaven haftet als Gewahrtrager unbeschrankt fur die
Verbindlichkeiten der Sparkasse, soweit die Glaubiger aus dem Vermégen der
Sparkasse nicht befriedigt werden kdnnen.

Die Sparkasse ist zur Anlegung von Mindelgeld geeignet.

§3
Auflésung der Sparkasse

Uber die Auflosung der Sparkasse beschlieRt die Stadtverordnetenversammlung
nach Anhérung des Verwaltungsrates sowie nach Anhérung des Hanseatischen
Sparkassen- und Giroverbandes. Der Beschlul® bedarf zu seiner Wirksamkeit der
Genehmigung der Aufsichtsbehdrde.

Der Vorstand hat die Auflosung dreimal mit Zwischenfristen von je vier Wochen
bekanntzumachen (8 18) und zugleich die'Guthaben zu einem mindestens drei
Monate nach der ersten Bekanntmachung liegenden Zeitpunkt zu kiindigen.

Guthaben, die bei Ablauf der Frist nicht zurickgenommen sind, werden nicht weiter
verzinst. Der zur Befriedigung der Glaubiger erforderliche Teil des
Sparkassenvermdgens istzuhinterlegen. Forderungen, die 30 Jahre nach der
Hinterlegung nicht geltend.gemacht worden sind, verfallen zugunsten des
Gewabhrtragers.

Das nach Erfullung samtlicher Verbindlichkeiten verbleibende Vermdgen ist mit
Genehmigung der Aufsichtsbehtérde dem Gewahrtrager zur Verwendung fur die in 8
23 Abs. 4 SpkG bestimmten Zwecke zuzufihren.

Die Vorschriften der Absatze 2 bis 4 gelten nicht, sofern das Vermégen der

Sparkasse im Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf eine andere Sparkasse
ubergeht.
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B.
Sparkassengeschafte

§4
Allgemeines

1. Die Sparkasse kann alle bankiblichen Geschéfte betreiben, soweit gesetzliche
Bestimmungen, eine von der Aufsichtsbehérde erlassene Sparkassenverordnung
oder diese Satzung keine Einschrankungen vorsehen.

2. Der Sparverkehr wird durch besondere ,Bedingungen fir den Sparverkehr” geregelt.

8§5
Geschiftsgrundsatze

1. Die Mittel der Sparkasse sind unter Beriicksichtigung ausreichender Sicherheit,
Liquiditat und Rentabilitat anzulegen.

2. Der Verwaltungsrat kann Grundsatze firdie Bewertung von Sicherheiten aufstellen
und Einschrankungen von Satzungsregelungen beschliel3en, die die allgemeine
Zulassung von Geschaften betreffen.

§6
Kreditaufnahmen in fremder Wahrung

Kredite in Europaischer Wahrungseinheit (ECU) oder in Fremdwahrung dirfen nur
aufgenommen werden, wenn‘hierbei das Kurs- und Wahrungsrisiko, vornehmlich durch
Abschlul3 eines Kurssicherungsgeschaftes, abgesichert ist.

87
Ausleihbezirk, Grundsatze fiir die Vergabe von Krediten

1. Der Ausleihbezirk umfaldt das Land Bremen sowie die Landkreise Cuxhaven,
Wesermarsch und Osterholz.

2. Kredite sollen grundsatzlich nur an Kreditnehmer, die im Ausleihbezirk inre Wohnung
oder gewerbliche Niederlassung haben, sowie an juristische Personen des
offentlichen Rechts gegeben werden. Bei Darlehen gegen Grundpfandrechte, die den
Bestimmungen des § 20 Abs. 2 Nummer 1 und 5 KWG entsprechen (Realkredite),
braucht nur das Beleihungsobjekt im Ausleihbezirk gelegen sein. Darlber hinaus
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durfen Kredite gegeben werden, wenn ein Zusammenhang mit einer
Geschéftsverbindung besteht.

In Europaischer Wéahrungseinheit (ECU) und in Fremdwé&hrung kénnen Kredite
realisiert werden, wenn hierbei das Kurs- und Wé&hrungsrisiko abgesichert ist.

§8
Hochstbetrag fiir Personalkredite

Die Sparkasse darf einem Kredithehmer Personalkredit bis zu 25 v. H. ihres
haftenden Eigenkapitals gewahren. Die 88 19 und 20 KWG sind entsprechend
anzuwenden.

Auf die Grenzen des Absatzes 1 sind

a) Verpflichtungen im Sinne von 8§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 KWG und

b) Kredite durch Diskontierung guter Handelswechsel

zur Halfte anzurechnen.

3.

Kredite im Rahmen zentraler Kreditaktionen 6ffentlicher Stellen werden ebenfalls nicht

Nicht angerechnet werden auf die Grenzen des Absatzes 1 Kredite, die gesichert sind

durch

a) Sparkassenschuldverschreibungen bis zum Nennwert, Abzinsungspapiere

jedoch nicht Gber die' Summe aus dem Abgabepreis und die bereits angefallenen

Zinsen hinaus,

b) Verpfandung.eder Abtretung von Guthaben bei 6ffentlich-rechtlichen
Kreditinstitutenin der Bundesrepublik Deutschland oder

c) Buirgschaften eines landeseigenen Blrgschaftsinstituts oder einer
Kreditgarantiegemeinschaft, bei der eine juristische Person des offentlichen
Rechts in der Bundesrepublik eine Rickbirgschaft Gbernommen hat.

angerechnet, soweit die Sparkasse keine Haftung Gbernimmt.
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§9
Anlage in Wertpapieren und Forderungen

Die Sparkasse darf ihre Mittel anlegen in

a)

b)

d)

Schuldverschreibungen und Genuf3rechten von Emittenten, die ihren
Geschaéftssitz in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union haben, wenn diese
Papiere an einer Borse in diesem Raum gehandelt werden oder deren
Zulassung nach den Ausgabebedingungen zwingend vorgesehen ist,

Schuldverschreibungen und Genuf3rechten inlandischer Emittenten, die nicht an
einer Borse gehandelt werden,

Schuldbuch- und Schuldscheinforderungen, die Ublicherweise zwischen
Kreditinstituten gehandelt werden und durch Garantien.von Kérperschaften oder
Anstalten des 6ffentlichen Rechts oder durcheein Kreditinstitut gewahrleistet
sind,

Anteilscheinen von Kapitalanlagegesellschaften und Immobilienfonds, deren
Vertrieb in der Bundesrepublik Deutschland zugelassen ist und in eigens fur die
Sparkasse von einer Kapitalanlagegesellschaft aufgelegten Wertpapierfonds
(Spezialfonds) sowie

Aktien und nicht unter die Buehstaben a und b fallende Wertpapiere und
Genulrechte in- und auslandischer Emittenten, wenn sie an einer Borse in
einem Mitgliedstaat der,Europaischen Union gehandelt oder eingefiihrt werden.

Der gegenseitige oder mehrseitige Erwerb von Schuldverschreibungen und Genul3rechten
von Sparkassen ist nicht.zulassig.

2.

Die Sparkasse darf Options- und Termingeschéfte nach den in der Bundesrepublik
Deutschland geltenden Regeln und Usancen betreiben. Leerverkaufe und
Warentermingeschafte sind nicht zulassig. Nicht bérsenméafige Options- und
Termingeschéfte sind dabei ausschlief3lich mit inlandischen 6ffentlich-rechtlichen
Kreditinstituten, insbesondere mit Landesbanken, zu betreiben.

Die Sparkasse darf Wertpapierdarlehensgeschafte als Darlehensgeber oder
Darlehensnehmer mit Kreditinstituten und Versicherungsgesellschaften, die ihren
Geschaéftssitz an einem Mitgliedstaat der Européaischen Union haben, sowie mit
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juristischen Personen des offentlichen Rechts und kommunalen Eigengesellschaften
betreiben.

Der Gesamtbetrag der Anlagen in auslandischer Wahrung oder ECU nach Absatz 1
Satz 1 Buchstaben a und c, sofern hierfur das Wahrungsrisiko nicht ausgeschlossen
ist, und der Anlagen nach Absatz 1 Satz 1 Buchstaben b, d und e darf 80 v. H. des
haftenden Eigenkapitals nicht tiberschreiten. Satz 1 gilt nicht fur die Anteilscheine an
Wertpapiersondervermdgen nach Absatz 1 Satz 1 Buchstabe d, die keine Aktien
enthalten. Im Rahmen des Kontingents nach Satz 1 werden jeweils die Anlagen in
auslandischer Wahrung oder ECU nach Absatz 1 Satz 1 Buchstaben a und c bis e,
sofern hierfuir das Wahrungsrisiko nicht ausgeschlossen ist,.und die Anlagen nach
Absatz 1 Satz 1 Buchstabe b auf 30 v. H. des haftenden Eigenkapitals beschrénkt.

Fur Geschafte nach den Absatzen 2 und 3 findet 8§ 10 des Gesetzes Uber das
Kreditwesen in Verbindung mit Grundsatz | a mit der Mal3gabe Anwendung, daf3 die
dort vorgeschriebenen Grenzen nur zur Halfte ven der Sparkasse beansprucht
werden kdonnen.

Anlagen in Aktien einer Gesellschaft dirfen-hehstens 10 v. H. des haftenden
Eigenkapitals der Sparkasse betragen; die Sparkasse darf nicht mehr als 10 v. H. des
Grundkapitals einer Gesellschaft erwerben.

Spezialfonds sind nach der jewelligen Zusammensetzung der Fonds auf die
Kontingente nach den Absatzen 4 bis 6 anzurechnen.

§10
Beteiligungen

Die Sparkasse kann'sich beteiligen

a) an Einrichtungen der Sparkassenorganisation sowie in Erfullung ihrer Aufgaben
(8 3 SpkG) jeweils im Gesamtbetrag bis zu 2 v. H. ihres haftenden Eigenkapitals,

b) an nicht erwerbswirtschaftlich orientierten Einrichtungen, die Aufgaben des
Gewabhrtragers erfullen oder mit dem Gewahrtrager in einer engen rechtlichen
oder wirtschaftlichen Beziehung stehen, wenn die Beteiligung im Einzelfall 0,5 %
des haftenden Eigenkapitals der Sparkasse, héchstens aber 200 000,- DM
einschliel3lich etwaiger vertraglich vereinbarter Nachschuf3- oder
Kostentragungspflichten nicht Gberschreitet. Insgesamt dirfen solche
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Beteiligungen nicht tiber 0,5 % des haftenden Eigenkapitals der Sparkasse
hinausgehen.

2. Beteiligungen an Unternehmen des privaten Rechts bedurfen der Einwilligung der
Aufsichtsbehorde, es sei denn, die Beteiligung geht im Einzelfall nicht tber 10 v. H.
des Kapitals des Beteiligungsunternehmens sowie nicht tber 0,5 v. H. des haftenden
Eigenkapitals der Sparkasse hinaus.

3. Die Beteiligungen werden mit den Buchwerten angesetzt.

§11
Ausnahmegenehmigungen

Abweichungen von den Bestimmungen der 88 5 — 10 sind mit Genehmigung der
Aufsichtsbehdrde zulassig.

C.
Verfassung und Verwaltung

§12
Zusammensetzung des Verwaltungsrates

1. Der Verwaltungsrat besteht aus:

a) dem Oberbirgermeister als Vorsitzenden, der im Falle seiner Verhinderung von
seinem Vertreter im/Hauptamt vertreten wird,;

b) dem fir das Dezernat Stadtkimmerei zustandigen Magistratsmitglied, das im
Falle seiner Verhinderung von seinem Vertreter im Amt vertreten wird;

c) drei Mitgliedern der Stadtverordnetenversammlung,

drei zur Stadtverordnetenversammlung wahlbaren, dieser aber nicht
angehotrenden Birgern der Stadt;

d) vier Vertretern der Mitarbeiter.
ca) 2. Die Mitglieder gemaR Absatz 1 Buchstabe c¢) werden von der

cb) Stadtverordnetenversammlung fir die Dauer ihrer Wahlperiode gewahlt.
Dabei sind in der Regel die Fraktionen nach ihrer Starke zu bertcksichtigen.
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§13
Sitzungen des Verwaltungsrates

Der Vorsitzende beruft den Verwaltungsrat ein und leitet die Sitzungen.

Der Verwaltungsrat ist bei Bedarf, mindestens jedoch viermal im Jahr, einzuberufen.
Zwischen Einberufung und Sitzung sollen mindestens vier volle Kalendertage liegen.
Der Vorsitzende mul3 den Verwaltungsrat binnen einer Woche einberufen, wenn
mindestens die Halfte der Mitglieder des Verwaltungsrates oder des Vorstandes unter
Angabe des Gegenstandes der Beratung beantragt. In dringenden Fallen ist eine
schriftliche Abstimmung zulassig, wenn kein Mitglied diesem Verfahren widerspricht.

Jedes Verwaltungsratsmitglied hat das Recht, die Vorlagen.zu den einzelnen
Beratungsgegenstanden, die wegen ihres vertraulichen.Charakters oder aus Griinden
der Sicherung des Bank-, Daten-, Geschafts- oder Steuergeheimnisses nicht
ubersandt werden kdnnen, in den Raumen der Sparkasse'in angemessener Frist vor
der Sitzung einzusehen.

Uber die Beschliisse des Verwaltungsratesiist eine Niederschrift zu fertigen, die vom
Vorsitzenden, einem weiteren Verwaltungsratsmitglied und den Vorstandsmitgliedern
zu unterzeichnen ist.

8§14
Kreditausschuf

Zur BeschluR3fassung Uber die:Zustimmung zu Krediten nach Mal3gabe der
Satzungsbestimmungen und.der vom Verwaltungsrat zu erlassenden
Geschaftsanweisung wird von diesem ein Kreditausschul3 gebildet.

Der Kreditausschul® besteht aus dem Vorsitzenden des Verwaltungsrates oder
seinem Vertreter im Hauptamt als Vorsitzenden und funf vom Verwaltungsrat fur die
Dauer seiner Amtszeit widerruflich zu bestellenden Verwaltungsratsmitgliedern. Fur
die Mitglieder des Kreditausschusses sind Stellvertreter zu bestellen, die ebenfalls
Mitglieder des Verwaltungsrates sein mussen. Je zwei Mitglieder und Stellvertreter
sind Vertreter der Mitarbeiter nach den Bestimmungen des
Personalvertretungsgesetzes. Der Vorstand nimmt an den Sitzungen des
Kreditausschusses mit beratender Stimme teil.

Der Kreditausschuf3 ist beschlul3fahig, wenn mindestens vier Mitglieder, darunter der
Vorsitzende oder sein Stellvertreter, und ein Mitglied des Vorstandes anwesend sind.
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Der Kreditausschuf3 beschliel3t mit einfacher Stimmenmehrheit der Erschienenen,
soweit nicht durch diese Satzung eine andere Bestimmung getroffen ist. 8§ 13 Abs. 2
gilt entsprechend.

Der Vorsitzende des Kreditausschusses sowie die Vorstandsmitglieder sind
verpflichtet, Beschlissen des Kreditausschusses, die gesetz- oder satzungswidrig
sind, die Ausfuihrung zu versagen. Die Versagung hat aufschiebende Wirkung. Fur
den Fall der Versagung ist die Weisung der Aufsichtsbehdrde einzuholen.

Uber die Beschliisse des Kreditausschusses ist eine Niederschrift zu fertigen, die
vom Vorsitzenden, einem weiteren Kreditausschuf3mitglied und den
Vorstandsmitgliedern zu unterzeichnen ist. In der Niederschrift sind das
Stimmenverhaltnis bei der Beschluf3fassung und die Namen der Ablehnenden
festzuhalten.

Vorlagen und Niederschriften durfen nicht versandt werden. 8§ 13 Abs. 3 gilt
entsprechend.

§ 15
Vorstand

Der Vorstand besteht aus mindestenszwei hauptamtlichen Mitgliedern.

Dem Vorstand darf nicht angehéren, wer Inhaber, personlich haftender
Gesellschafter, Kommanditist, Vorstands-, Verwaltungsrats-, Aufsichtsratsmitglied,
Leiter oder Angestellter‘anderer Unternehmen oder fiir solche sonstwie tatig ist, die
gewerbsmalRig Bankgeschatfte betreiben oder vermitteln. Der Verwaltungsrat kann
Ausnahmen zulassen, wenn es sich um 6ffentlich-rechtliche oder privatrechtliche
Kreditinstitute handelt, die unter beherrschendem Einfluf3 der 6ffentlichen Hand
stehen.

8§ 16
Mitarbeiter

Die bei der Sparkasse tatigen Mitarbeiter werden nach Mal3gabe des Stellenplans
vom Vorstand angestellt und entlassen.

Die Bestimmungen des 8 15 Abs. 2 finden auf sie entsprechende Anwendung.
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§17
Vertretungsbefugnis

Erklarungen im Namen der Sparkasse werden durch zwei Mitglieder des Vorstandes
oder ein Mitglied des Vorstandes zusammen mit einem Vertreter der
Vorstandsmitglieder gem. 8§ 15 Abs. 3 SpkG abgegeben. Der Vorstand kann
bestimmen, dal3 in begrenztem Umfang die Sparkasse auch durch ein Mitglied des
Vorstandes oder einen Vorstandsvertreter zusammen mit einem hierzu bestellten
Mitarbeiter oder in laufenden Sparkassen- und Verwaltungsgeschéften durch zwei
hierzu bestellte Mitarbeiter gemeinsam vertreten werden kann.

Erklarungen der Sparkasse aufgrund einer Vollmacht werden durch einen oder
mehrere Bevollmachtigte abgegeben. Fur die Ausstellung von Vollmachten ist
Schrifttorm mit der Unterschrift von zwei Vorstandsmitgliedern oder einem
Vorstandsmitglied in Verbindung mit der eines Vorstandsvertreters gem. 8 15 Abs. 5
SpkG oder eines Vorstandsmitgliedes oder Vorstandsvertreters zusammen mit der
eines zur Vertretung berechtigten Mitarbeiters erforderlich.

Sind Erklarungen in laufenden Sparkassen- und. Verwaltungsgeschaften ihrem Inhalt
nach von nicht erheblicher Bedeutungieder tberschreitet inr Wert nicht eine vom
Vorstand schriftlich festgesetzte Hohe, so kdnnen sie durch einzelne vom Vorstand
hierzu bestellte Mitarbeiter unterschrieben bzw. abgegeben werden.

Folgende schriftliche Erklarungen.sind ohne Unterschrift rechtsverbindlich:

a) Scheckkarten und &hnliche,in gro3er Zahl abgegebene Garantieerklarungen, auf
denen der Inhaber im Zeitpunkt der Ausgabe eingetragen ist,

b) maschinenmafig erstellte und abgestimmte Verzeichnisse, Abrechnungen und
abrechnungséhnliche Mitteilungen, Rechnungsabschlisse, Konten- und
Depotausziige,

c) Buchungsanzeigen und Mitteilungen iiber die Anderung von Zinssatzen,
Provisionen und sonstigen Preisen, Zins- und Tilgungsraten,

d) andere Erklarungen, wenn die Sparkasse unter Angabe der Art der Erklarung
durch Aushang oder Auslegung in den Kassenraumen oder durch Vermerk im
Vordruck hierauf hingewiesen hat.
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Soweit der Vorsitzende des Verwaltungsrates die Sparkasse vertritt, werden
Erklarungen im Namen der Sparkasse durch ihn allein abgegeben.

6. Erklarungen und Urkunden, die den vorstehenden Vorschriften gentigen, sind fir die
Sparkasse ohne Ricksicht auf die Einhaltung sonstiger satzungsmalRiiger
Bestimmungen im Einzelfall rechtsverbindlich.

7. Die Vertretungsberechtigung wird fur die Mitglieder des Vorstandes und fur Vertreter
der Vorstandsmitglieder durch den Vorsitzenden des Verwaltungsrates, im Ubrigen
durch zwei Mitglieder des Vorstandes oder Vertreter der Vorstandsmitglieder
bescheinigt.

§18
Bekanntmachungen

Soweit durch diese Satzung oder andere Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmt ist,
werden Bekanntmachungen der Sparkasse durch die fur amtliche Bekanntmachungen der
Stadt Bremerhaven bestimmten Tageszeitungen, veroffentlicht.

8§19
Inkrafttreten der Satzung

1. Vorstehende Satzung tritt am Tage threr Bekanntmachung in Kratft.

2. Mitdem gleichen Zeitpunkt tritt die.bisherige Satzung aul3er Kraft.

3. Die Satzung ist zu veroffentlichen; sie kann auch durch Aushang in den
Kassenraumen, auf den durch amtliche Bekanntmachung hinzuweisen ist,
veroffentlicht werden.

Bremerhaven, den 18. April 1996

Magistrat

der Stadt Bremerhaven

gez. Richter

Oberbirgermeister

Der Senator fur Finanzen der Freien Hansestadt Bremen hat am 29. April 1996 die
vorstehende Satzung genehmigt.

Seite 11 von 11



	Satzung für die Städtische Sparkasse Bremerhaven
	A. Allgemeine Bestimmungen
	§ 1Name und Sitz, Zweigstellen, Verbandszugehörigkeit
	§ 2Gewährträger, Mündelsicherheit
	§ 3Auflösung der Sparkasse

	B. Sparkassengeschäfte
	§ 4Allgemeines
	§ 5Geschäftsgrundsätze
	§ 6Kreditaufnahmen in fremder Währung
	§ 7Ausleihbezirk, Grundsätze für die Vergabe von Krediten
	§ 8Höchstbetrag für Personalkredite
	§ 9Anlage in Wertpapieren und Forderungen
	§ 10Beteiligungen
	§ 11Ausnahmegenehmigungen

	C. Verfassung und Verwaltung
	§ 12Zusammensetzung des Verwaltungsrates
	§ 13Sitzungen des Verwaltungsrates
	§ 14Kreditausschuß
	§ 15Vorstand
	§ 16Mitarbeiter
	§ 17Vertretungsbefugnis
	§ 18Bekanntmachungen
	§ 19Inkrafttreten der Satzung



